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5.2 Die Billigkeitsleistung kann nur einmal je Antragsteller
gewährt werden. Eine Kombination mit Unterstützungspro-
grammen der EU, des Bundes und des Landes im Zusammen-
hang mit der COVID-19-Pandemie sind grundsätzlich zu-
lässig. Insoweit gewährte Leistungen werden auf die Förde-
rung nach dieser Richtlinie angerechnet.

Der Antragsteller ist verpflichtet, die Billigkeitsleistung zu-
rückzuzahlen, soweit Billigkeitsleistungen oder Zuschüsse
anderer Finanzierungsgeber, Entschädigungsleistungen, Ver-
sicherungsleistungen und/oder andere Fördermaßnahmen
einzeln und oder zusammen zu einer Überkompensation füh-
ren. Darlehen sind von einer Anrechnung ausgenommen. 

5.3 Die Billigkeitsleistung ist für Zwecke der Einrichtung
einzusetzen und kann im Fall unrichtiger Angaben zurückge-
fordert werden.

5.4 Der Antragsteller wird darauf hingewiesen, dass eine
Prüfung durch den LRH oder dessen Beauftragte sowie das
MWK oder dessen Beauftragte erfolgen kann.

6. Schlussbestimmungen

Dieser RdErl. tritt am 19. 5. 2020 in Kraft und mit Ablauf
des 31. 12. 2020 außer Kraft.

An
die Landschaften und Landschaftsverbände
die Stiftung Braunschweigischer Kulturbesitz
die Region Hannover
den Regionalverband Harz
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H. Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz

Richtlinie über die Gewährung von Billigkeitsleistungen
zur Bewältigung von Mehrausgaben
bei landwirtschaftlichen Betrieben

durch die Unterbringungs- und Hygienevorschriften
für Saisonarbeitskräfte im Rahmen

der COVID-19-Pandemie

Erl. d. ML v. 22. 5. 2020 — 105-12232-121 —

— VORIS 78670 —

1. Rechtsgrundlage, Ziel

1.1 Das Land Niedersachsen gewährt aus Gründen der Bil-
ligkeit gemäß § 53 LHO nach Maßgabe dieser Richtlinie finan-
zielle Leistungen für landwirtschaftliche Unternehmen, denen
infolge der COVID-19-Pandemie Mehrausgaben durch den
Einsatz von Saisonarbeitskräften (SAK) und aufgrund der Ein-
haltung von Hygienevorschriften entstehen.

1.2 Die Gewährung der Billigkeitsleistung erfolgt auf Grund-
lage der Regelung zur vorübergehenden Gewährung gering-
fügiger Beihilfen im Geltungsbereich der Bundesrepublik
Deutschland in Zusammenhang mit dem Ausbruch von
COVID-19 („Geänderte Bundesregelung Kleinbeihilfen“) des
Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie vom 11. 4. 2020
(BAnz AT 24.04.2020 B1) — im Folgenden: Bundesrahmenre-
gelung —. Sämtliche Voraussetzungen der Bundesrahmenre-
gelung sind durch die Bewilligungsbehörde einzuhalten.

1.3 Ziel der Billigkeitsleistung ist es, finanzielle Mehrbelas-
tungen von landwirtschaftlichen Unternehmen infolge der im
Kontext der Prävention der Verbreitung des Coronavirus
(SARS-CoV-2) insbesondere auf Grundlage von § 28 Abs. 1
IfSG ergangenen Bestimmungen über die Beschäftigung von
SAK, insbesondere deren Unterbringung in Sammelunter-
künften oder in betriebseigenen oder angemieteten Unterkünf-
ten und damit verbundene Hygienemaßnahmen, zu mindern. 

1.4 Die Bewilligung der Anträge erfolgt nach der Reihenfolge
der Antragseingänge. Ein Rechtsanspruch der Antragstellerin
oder des Antragstellers auf Gewährung einer Billigkeitsleis-
tung besteht nicht, vielmehr entscheidet die Bewilligungsbe-
hörde aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen
der verfügbaren Haushaltsmittel. 

2. Gegenstand der Billigkeitsleistung

Die Billigkeitsleistung besteht in einem teilweisen Ausgleich
von Mehrausgaben landwirtschaftlicher Unternehmen, die
unmittelbar durch die in Nummer 1.3 genannten Bestimmun-
gen für die Unterbringung von SAK und die Hygienevorschrif-
ten eingetreten sind. Die Mehrausgaben werden über eine
Pauschale pro SAK teilweise abgegolten. 

3. Empfängerinnen und Empfänger der Billigkeitsleistung

3.1 Die Billigkeitsleistung wird landwirtschaftlichen Unter-
nehmen gewährt, die SAK beschäftigen. Landwirtschaftliche
Unternehmen sind Unternehmen, deren Geschäftstätigkeit
die Primärproduktion landwirtschaftlicher Erzeugnisse um-
fasst. Zu ihnen zählen

— natürliche und juristische Personen, 

— Personengesellschaften, 

sofern sie Eigentümerin oder Eigentümer, Besitzerin oder Be-
sitzer oder sonstige dingliche Nutzungsberechtigte oder sons-
tiger dinglicher Nutzungsberechtigter oder Pächterin oder
Pächter landwirtschaftlicher Flächen sind.

Landwirtschaftliche Unternehmen in diesem Sinne sind
auch Unternehmen des Fischerei- und Aquakultursektors so-
wie Gartenbaubetriebe.

Bei Gartenbaubetrieben muss der Anteil der Primärproduk-
tion landwirtschaftlicher Produkte an den Umsatzerlösen über-
wiegen.

Eine Billigkeitsleistung wird ausschließlich für die in der
Primärproduktion landwirtschaftlicher Erzeugnisse und deren
Marktaufbereitung eingesetzten SAK gewährt.

Antragsberechtigt sind landwirtschaftliche Unternehmen, die

— ihren Betriebssitz in Niedersachsen haben und 

— SAK, für die Leistungen gewährt werden, auf Flächen des
Unternehmens in Niedersachsen einsetzen und

— die Unterbringung der SAK, für die Leistungen gewährt
werden, in Niedersachsen vornehmen. 

3.2 Die Billigkeitsleistung wird landwirtschaftlichen Unter-
nehmen gewährt, die am 20. 3. 2020 nicht in Schwierigkeiten
waren gemäß Artikel 2 Nr. 14 der Verordnung (EU) Nr. 702/
2014 der Kommission vom 25. 6. 2014 zur Feststellung der
Vereinbarkeit bestimmter Arten von Beihilfen im Agrar- und
Forstsektor und in ländlichen Gebieten mit dem Binnenmarkt
in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die
Arbeitsweise der Europäischen Union (ABl. EU Nr. L 193 S. 1),
zuletzt geändert durch Verordnung (EU) 2019/289 der Kom-
mission vom 19. 2. 2019 (ABl. EU Nr. L 48 S. 1), aber ggf. da-
nach infolge des Ausbruchs von COVID-19 Schwierigkeiten
hatten oder in Schwierigkeiten geraten sind. An Unterneh-
men, die aus anderen Gründen in Schwierigkeiten gemäß Ar-
tikel 2 Nr. 14 der Verordnung (EU) Nr. 702/2014 sind oder am
20. 3. 2020 waren, ist eine Leistung nach dieser Richtlinie
ausgeschlossen. 

3.3 Keine Billigkeitsleistung erhalten Unternehmen

— bei denen die Kapitalbeteiligung der öffentlichen Hand
mehr als 25 % des Eigenkapitals des Unternehmens beträgt,

— die einer Rückforderungsanordnung aufgrund eines frühe-
ren Beschlusses der Kommission zur Feststellung der
Rechtswidrigkeit und Unvereinbarkeit einer Beihilfe mit
dem Binnenmarkt nicht Folge geleistet haben,

— die mit Einreichung des Förderantrags nicht schriftlich er-
klären, mindestens ein Mindestentgelt nach den Vorgaben
des MiLoG vom 11. 8. 2014 (BGBl. I S. 1348), zuletzt geän-
dert durch Artikel 14 des Gesetzes vom 11. 7. 2019 (BGBl. I
S. 1066), in der jeweils geltenden Fassung, zu zahlen.
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4. Art, Umfang und Höhe der Billigkeitsleistung

4.1 Die Billigkeitsleistung wird als nicht rückzahlbare
Leistung in Form einer pauschalen Zahlung in Höhe von
150,— EUR je beschäftigter SAK gewährt. Wenn der in Num-
mer 4.3 festgelegte Höchstbetrag erreicht ist, ist die Leistung
zu verringern.

4.2 Maßgeblich ist die Zahl der SAK, die im landwirtschaft-
lichen Unternehmen im Kalenderjahr 2020 beschäftigt werden.
Es werden ausschließlich SAK berücksichtigt, die mindestens
einen Monat ohne Unterbrechung beschäftigt sind. Beschäfti-
gungszeiten vor dem 20. 3. 2020 sind nicht berücksichti-
gungsfähig. Im Antrag sind die Anzahl der voraussichtlich
beschäftigten SAK und die Dauer der Beschäftigung mit größt-
möglicher Genauigkeit zu schätzen. Diese Angabe ist maßgeb-
lich für die Berechnung der Billigkeitsleistung (Hinweise zum
Nachweis sind in Nummer 5.2, Regelungen zur Auszahlung
sind in Nummer 6.5 enthalten).

4.3 Die Beihilfe wird bis maximal 100 000,— EUR (Brutto-
betrag) für landwirtschaftliche Betriebe (einschließlich Gar-
tenbaubetriebe) und bis maximal 120 000,— EUR (Bruttobe-
trag) für Unternehmen des Fischerei- und Aquakultursektors
gewährt. 

4.4 Vor Gewährung der Billigkeitsleistung hat das betreffende
Unternehmen der Bewilligungsbehörde schriftlich jede Klein-
beihilfe anzugeben, die nach der Bundesrahmenregelung
(Nummer 1.1) gewährt wurde, sodass sichergestellt ist, dass
der in Nummer 4.3 genannte Höchstbetrag nicht überschrit-
ten wird. Bei einer Überschreitung erfolgt eine Kappung auf
den Höchstbetrag. 

Die Unterlagen sind mit dem Antrag einzureichen.

4.5 Diese Beihilfe ist mit anderen Beihilfen kumulierbar:

4.5.1 Eine Kumulierung von Beihilfen nach dieser Regelung
ist zulässig mit anderen Beihilfen auf der Grundlage der
Mitteilung der Kommission „Befristeter Rahmen für
staatliche Beihilfen zur Stützung der Wirtschaft ange-
sichts des derzeitigen Ausbruchs von COVID-19“ (ABl.
EU Nr. C 91 I vom 20. 3. 2020 S. 1), geändert durch Mit-
teilung der Kommission „Änderung des Befristeten Rah-
mens für staatliche Beihilfen zur Stützung der Wirtschaft
angesichts des derzeitigen Ausbruchs von COVID-19“
(ABl. EU Nr. C 112 I vom 4. 4. 2020 S. 1), insbesondere
mit Beihilfen nach der Regelung zur vorübergehenden
Gewährung von Bürgschaften, Rückbürgschaften und
Garantien im Geltungsbereich der Bundesrepublik
Deutschland im Zusammenhang mit dem Ausbruch
von COVID-19 („Bundesregelung Bürgschaften 2020“)
des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie
vom 20. 3. 2020 (BAnz AT 31.03.2020 B1) und der Re-
gelung zur vorübergehenden Gewährung von Beihilfen
für niedrigverzinsliche Darlehen im Geltungsbereich
der Bundesrepublik Deutschland im Zusammenhang
mit dem Ausbruch von COVID-19 („Bundesregelung
Beihilfen für niedrigverzinsliche Darlehen 2020“) des
Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie vom
16. 4. 2020 (BAnz AT 24.04.2020 B2).

4.5.2 Sofern die Regeln der nachstehend genannten Verord-
nungen eingehalten sind, ist eine Kumulierung von Bei-
hilfen nach dieser Richtlinie auch zulässig mit Bei-
hilfen nach der

— Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom
17. 6. 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit be-
stimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnen-
markt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen
Union (ABl. EU Nr. L 187 S. 1, Nr. L 283 S. 65), ge-
ändert durch Verordnung (EU) 2017/1084 der Kom-
mission vom 14. 6. 2017 (ABI. EU Nr. L 156 S. 1)
(Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung),

— Verordnung (EU) Nr. 702/2014,

— Verordnung (EU) Nr. 1388/2014 der Kommission
vom 16. 12. 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit
bestimmter Gruppen von Beihilfen zugunsten von
in der Erzeugung, Verarbeitung und Vermarktung

von Erzeugnissen der Fischerei und der Aquakultur
tätigen Unternehmen mit dem Binnenmarkt in An-
wendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über
die Arbeitsweise der Europäischen Union (ABl. EU
Nr. L 369 S. 37),

— Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom
18. 12. 2013 über die Anwendung der Artikel 107
und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Eu-
ropäischen Union auf De-minimis-Beihilfen (ABl.
EU Nr. L 352 S. 1),

— Verordnung (EU) Nr. 1408/2013 der Kommission
vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der
Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeits-
weise der Europäischen Union auf De-minimis-Bei-
hilfen im Agrarsektor (ABl. EU Nr. L 352 S. 9),
geändert durch Verordnung (EU) 2019/316 der Kom-
mission vom 21. 2. 2019 (ABl. EU Nr. L 51 I S. 1),

— Verordnung (EU) Nr. 717/2014 der Kommission vom
27. 6. 2014 über die Anwendung der Artikel 107
und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der
Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen im
Fischerei- und Aquakultursektor (ABl. EU Nr. L 190
S. 45),

— Verordnung (EU) Nr. 360/2012 der Kommission vom
25. 4. 2012 über die Anwendung der Artikel 107
und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der
Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen an
Unternehmen, die Dienstleistungen von allgemei-
nem wirtschaftlichem Interesse erbringen (ABl. EU
Nr. L 114 S. 8), geändert durch Verordnung (EU)
2018/1923 der Kommission vom 7. 12. 2018 (ABl.
EU Nr. L 313 S. 2).

4.5.3 Bei der Beantragung der Billigkeitsleistung sind sämtli-
che erhaltenen und beantragten Beihilfen nach den in
Nummer 4.5.1 genannten Regelungen anzugeben. Diese
Leistungen mindern ggf. die die nach dieser Richtlinie
zu gewährenden Leistungen.

Bei der Beantragung von Billigkeitsleistungen sind sämt-
liche erhaltenen und beantragten De-minimis-Beihilfen
anzugeben. Ebenso sind erhaltene oder beantragte Bei-
hilfen anzugeben, die für den gleichen Zweck auf
Grundlage der in Nummer 4.5.2 genannten Verord-
nungen gewährt wurden.

5. Sonstige Bestimmungen

Folgende Nebenbestimmungen sind in den Bewilligungsbe-
scheid aufzunehmen:

5.1 Die Leistungsempfängerin oder der Leistungsempfänger
ist verpflichtet, der Bewilligungsbehörde unverzüglich mit-
zuteilen, wenn sich für die Bewilligung maßgebliche Um-
stände ändern oder wegfallen.

5.2 Die Anzahl und die Beschäftigungsdauer der tatsächlich
im Kalenderjahr 2020 eingesetzten SAK sind nachzuwei-
sen. Einzureichen sind die Arbeitsverträge sowie ein
Nachweis über die geleisteten Lohnzahlungen. Über die
Arbeitsverträge oder vergleichbare Dokumente ist nach-
zuweisen, dass der gesetzliche Mindestlohn zugrunde ge-
legt wurde. 

Ein entsprechendes Formular wird mit dem Bescheid zur
Verfügung gestellt. Bis zu welchem Termin die Unter-
lagen vorzulegen sind, ist im Bescheid zu regeln.

5.3 Die Billigkeitsleistung ist zu erstatten, wenn ein Bescheid
nach Verwaltungsverfahrensrecht, nach Haushaltsrecht
oder nach anderen Rechtsvorschriften mit Wirkung für
die Vergangenheit zurückgenommen oder widerrufen
oder sonst wie unwirksam wird.

Dies gilt insbesondere, wenn die Billigkeitsleistung durch
unrichtige oder unvollständige Angaben erwirkt worden ist.

5.4 Die Bewilligungsbehörde und das ML sind berechtigt, Bü-
cher, Belege und sonstige Geschäftsunterlagen anzufor-
dern sowie die Angaben vor Ort zu prüfen oder durch
Beauftragte prüfen zu lassen. Die Leistungsempfängerin
oder der Leistungsempfänger hat die erforderlichen Un-



Nds. MBl. Nr. 24/2020

559

Herausgegeben von der Niedersächsischen Staatskanzlei
Verlag: Schlütersche Verlagsgesellschaft mbH & Co. KG, Hans-Böckler-Allee 7, 30173 Hannover; Postanschrift: 30130 Hannover, Telefon 0511 8550-0,
Telefax 0511 8550-2400. Druck: Umweltdruckhaus Hannover GmbH, Langenhagen. Erscheint nach Bedarf, in der Regel wöchentlich. Laufender
Bezug und Einzelstücke können durch den Verlag bezogen werden. Bezugspreis pro Jahr 130,40 €, einschließlich 8,53 € Mehrwertsteuer und 12,80 €

Portokostenanteil. Bezugskündigung kann nur 6 Wochen vor Jahresende schriftlich erfolgen. Einzelnummer je angefangene 16 Seiten 1,55 €.
ISSN 0341-3500. Abonnementservice: Christian Engelmann, Telefon 0511 8550-2424, Telefax 0511 8550-2405
Einzelverkaufspreis dieser Ausgabe 1,55 € einschließlich Mehrwertsteuer zuzüglich Versandkosten 

terlagen bereitzuhalten und die notwendigen Auskünfte
zu erteilen. Die Leistungsempfängerin oder der Leistungs-
empfänger der Billigkeitsleistung ist verpflichtet alle Un-
terlagen, die für die Gewährung der Billigkeitsleistung
und für den Nachweis notwendig waren, für zehn Jahre
nach Vorlage des Nachweises aufzubewahren, sofern nicht
nach steuerrechtlichen oder anderen Vorschriften eine
längere Aufbewahrungsfrist bestimmt ist.

5.5 Der LRH ist berechtigt, bei den Leistungsempfängerinnen
und Leistungsempfängern zu prüfen.

6. Anweisungen zum Verfahren 

6.1 Bewilligungsbehörde ist die Landwirtschaftskammer Nie-
dersachsen, Geschäftsbereich Förderung, Wunstorfer Land-
straße 7, 30453 Hannover. Die Antragsprüfung, Bewilligung,
Auszahlung und Abrechnung der finanziellen Leistung sowie
die ggf. erforderliche Aufhebung des Bewilligungsbescheides,
die Rückforderung und die Berichterstattung erfolgen durch
den Geschäftsbereich Förderung der LWK.

6.2 Der Antrag auf Gewährung einer Billigkeitsleistung ist
bei der Bewilligungsbehörde schriftlich zu stellen. Hierbei ist
der von der Bewilligungsbehörde bereitgestellte landesein-
heitliche Vordruck zu verwenden. Dieser ist auf der Internet-
seite der LWK zur Verfügung zu stellen. Dem Antragsvordruck
sind die beizufügenden Unterlagen zu entnehmen.

6.3 Die Annahmefrist für den Antrag und die erforderlichen
beizufügenden Unterlagen endet am 1. 8. 2020. 

6.4 Nach Abschluss der Antragsprüfung gewährt die Bewil-
ligungsbehörde die Billigkeitsleistung durch schriftlichen
Bescheid.

6.5 Als Soforthilfe wird ein Abschlag von 80 % der beantrag-
ten Leistung ohne zusätzlichen Auszahlungsantrag nach Er-
lass des Bescheides gewährt. Die endgültige Höhe der Billig-
keitsleistung wird nach Prüfung der Nachweise gemäß Num-
mer 5.2 festgesetzt. Von der endgültig festgesetzten Billigkeits-
leistung ist der bereits gezahlte Vorschuss abzuziehen. Un-
terschreitet die endgültig festgesetzte Billigkeitsleistung den
gewährten Vorschuss, ist der Unterschiedsbetrag zurückzu-
fordern. 

6.6 Die Auszahlung erfolgt direkt an das betroffene Unter-
nehmen.

7. Schlussbestimmungen

Dieser Erl. tritt am 22. 5. 2020 in Kraft und mit Ablauf des
31. 12. 2020 außer Kraft.

An die
Landwirtschaftskammer Niedersachsen
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